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Konzeption einer Begleitausstellung zur  
Gedenkveranstaltung am 20. Februar 2013  
im Regierungspräsidium Darmstadt 
 
- Schwerpunkt "Machtergreifung" -  

Hessisches Staatsarchiv Darmstadt 
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"Soll es so weit kommen?" –  das Plakat der SPD aus dem 
Jahr 1932 mutet gespenstisch prophetisch an. 
  
Kaum ein Jahr später sind die ersten Weichen gestellt.  
Die sogenannte "Machtergreifung" durch die NSDAP 
vollzieht sich im Deutschen Reich wie auch im Volksstaat 
Hessen in atemberaubendem Tempo.  
Parlamentarische Gremien werden entmachtet, Köpfe 
ausgetauscht, ganze Länder "gleichgeschaltet", politische 
Gegner verfolgt und ermordet.  
Eine Katastrophe nimmt ihren Lauf… 

Plakat der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, 1932 
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Der erste Schritt: Die Wahlen 1933 – ein Triumph für die 
NSDAP 
 
Die Reichstagswahl im März 1933 – es war die letzte Wahl, zu 
der mehr als eine Partei antrat. 
Die Stimmung im Vorfeld ist aufgeheizt, immer wieder kommt 
es zu Übergriffen von NSDAP-Mitgliedern auf politische Gegner 
und massiven Einschüchterungsversuchen von beiden Seiten. 
Am Ende triumphiert die NSDAP. Die erhoffte absolute 
Mehrheit bleibt ihr jedoch verwehrt. 
 
 
 
 
 

Wahlwerbung für Hitler im Wahlkreis Hessen-Darmstadt  
(StAD, R 13, Nr. 112)  

Stimmzettel zur Reichstagswahl am 5. März 
1933:  
Die NSDAP liegt deutlich vor den anderen 
Parteien  
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Erste Repressalien lassen nicht lange auf sich warten…  
Es ist in der Tat eine "denkwürdige Landtagssitzung", die hier beginnt. Die Stühle der kommunistischen 
Abgeordneten bleiben leer –  die KP-Mitglieder sind Opfer der ersten Verhaftungswellen geworden 
oder im Untergrund abgetaucht. 
Die Sitzung beginnt ohne sie. Eine Erklärung zum Ermächtigungsgesetz wird verlesen.  
Die Landesregierung übernimmt weitreichende Regierungsvollmachten.  
Der Hessische Landtag zu Darmstadt wird im Oktober 1933 aufgehoben.  
 

Verlesung einer Erklärung zum 
Ermächtigungsgesetz durch den Abgeordneten 
und Fraktionsvorsitzenden der NSDAP Alfred 
Klostermann (1900-1945),  
13. März 1933 
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"Die neuen Köpfe"  
 
In rascher Folge werden Amtsträger ausgetauscht. 
Dr. Ferdinand Werner wird erster nationalsozialistischer Staatspräsident 
(rechts in NS-Uniform).  
Er löst den Sozialdemokraten Dr. Bernhard Adelung ab.  
 

Der hessische Landtag ist aufgelöst, eine Wahl nicht mehr möglich. 
Auszug aus den Verhandlungen des Landtages des Volksstaates Hessen, 
1933 
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Überall wird neues Führungspersonal eingesetzt, 
neue Ämter entstehen – darunter das des 
Reichsstatthalters. Betraut wird mit dieser Position im 
"Reichsgau" Hessen-Nassau Jakob Sprenger. 
Er soll Hitlers Vorgaben umsetzen und überwachen. 
Sprenger hat viele Kompetenzen – und weiß diese zu 
nutzen.  
Im März 1935 übernimmt der militante Antisemit die 
Führung der Landesregierung. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sprenger vor dem Kollegiengebäude am Tag 
seiner Amtseinführung 

Hier ist Sprenger bei seiner Amtseinführung zu sehen,  
Mai 1933 
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Beginn der "Gleichschaltung" 
 
Dem Pluralismus wird der Kampf angesagt. Alles soll 
vereinheitlicht und nationalsozialistisch gebündelt werden 
– Politik wie Gesellschaft.  
Auch die Landeskompetenzen gehen auf das Reich über, 
der Volksstaat Hessen und seine gesamte Verwaltung 
werden "gleichgeschaltet".  
 
Dabei greift der NS-Staat auch nach der Polizei. Die 
einstige Landesbehörde wird zum Herrschaftsinstrument 
einer Partei.  
Die Polizeigewalt Hessens wird "verreichlicht". So 
verwundert es nicht, dass der Reichsinnenminister die 
neue Leitung durch Dr. Heinrich Müller dekretiert. 
 
Müller zählt die Aufrechterhaltung von "Ordnung und 
Sicherheit" zu seinen Aufgaben. 
Was das NS-Regime darunter versteht, wird schnell 
deutlich:  
Polizeiliche Maßnahmen gegen Oppositionelle lassen 
nicht lange auf sich warten. Es kommt zu Verhaftungen 
und Hausdurchsuchungen. 
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Zu den "neuen Köpfen" bei der Polizei gehört auch Dr. Werner Best (1903-1989). 
Der aufstrebende Jurist – später in führender Funktion bei Gestapo, SD und SS – beginnt seine Karriere 
in Hessen. 
 
Er ist Verfasser der Boxheimer Dokumente, die bei ihrer Veröffentlichung einen handfesten Skandal 
auslösen. 
In ihnen wird, basierend auf der Annahme eines fiktiven Aufstandes der Kommunisten, ein brutales 
Szenario nationalsozialistischer Machtübernahme entwickelt.  
Als die Dokumente 1931 bekannt werden, muss Gerichtsassessor Best seinen Aushilfe-Richterposten 
räumen.  
Seiner politischen Laufbahn schadet dies langfristig nicht – er wird später Staatskommissar für das 
Polizeiwesen in Hessen.  

Eine steile Karriere auf Reichsebene folgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Vereidigung des SS-Sonderkommandos durch  

Dr. Werner Best, März 1933 



9 
 

Vom Selbstverständnis der neuen Machthaber zeugt 
auch dieser zynisch anmutende Aufruf Dr. Bests: 
"Uns ist gemeinsam die schwere Aufgabe gestellt […] 
das Vertrauen der Bevölkerung zur Polizei wieder 
herzustellen". 
 
Zeitgleich verspricht er: "daß nichts vergessen werden 
wird, was der Reinigung und Ordnung bedarf" und 
kündigt personelle Maßnahmen an – nicht ohne 
"Härten", aber mit "unbeirrbarer Gerechtigkeit". 
 
(StAD, R 1 B, Nr. 21015) 
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Das Bekanntwerden der Boxheimer Dokumente nimmt Wilhelm Leuschner 
zum Anlass, massiv gegen die NS-Bewegung vorzugehen. 
Der Sozialdemokrat, Innenminister des Volksstaates, schafft sich dadurch 
viele Feinde.  
Sobald sie die Macht dazu haben, zwingen die Nationalsozialisten ihn zum 
Rücktritt.  
 
Leuschner, der sich führend in der Gewerkschaftsbewegung engagiert, 
verweigert auch in Folge die Zusammenarbeit mit dem NS-Regime.  Aus dem 
Untergrund organisiert er gewerkschaftlichen Widerstand. 
 
Immer wieder wird er verfolgt und inhaftiert. 
Nach dem Attentat vom 20. Juli 1944 richten ihn die Nationalsozialisten in 
Berlin-Plötzensee hin. 

Portraitbild Leuschners, um 
1929 
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Auch in der Folge interveniert die Tochter 
Leuschners immer wieder. 1934 kommt er frei.  
(StAD, O 29, Nr. 40) 

Die Familie Leuschners bittet mehrfach um seine 
Freilassung, wird aber hingehalten – Angaben zum 
Verhaftungsgrund werden nicht gemacht. 
Ende 1933 wird Leuschner in das berüchtigte KZ 
Börgermoor im Emsland verlegt. 
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Wie Leuschner ergeht es vielen… 
Bereits im März 1933 werden die ersten Häftlinge nach 
Osthofen verbracht, es ist das erste Konzentrationslager 
auf hessischem Boden. 
Im Mai 1933 wird es offiziell eröffnet – für die "aus 
politischen Gründen" Inhaftierten. 
 

StAD, R 12 K, Nr. 324 
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Zu den Inhaftierten zählen häufig auch dem NS-
Regime missliebige Mitarbeiter der Verwaltung. 
 
Der Beamtenapparat selbst wird gründlich 
"gesäubert".  
Juden und politische Oppositionelle müssen gehen.  
Die Gleichschaltung des öffentlichen Dienstes 
schreitet fort. 
 

Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 
Die Säuberungen im hessischen Behördenapparat 
beginnen – ganz bürokratisch: Ein Fragebogen ist 
auszufüllen. 
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Ganze Seiten füllen die Namen der 
Entlassenen im Hessischen Regierungsblatt 
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Ziel ist eine Verwaltung, "die bei größter Einfachheit und Anspruchslosigkeit dem Wohle des Volkes am 
meisten dient!", so die Darmstädter Zeitung.  
Zumindest "größte Einfachheit" hat man im Sommer 1933 erreicht:  
 

aus: Darmstädter Zeitung 
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Demonstration der Macht – die Allgegenwart der Partei  
 
Fahnen –  Aufmärsche – Kundgebungen. 
Die Nationalsozialisten und ihre Embleme beherrschen das Stadtbild 
Darmstadts.  
 
 
 
 

 
 

SA-Posten vor dem Hessischen Innenministerium 
am Luisenplatz, März 1933: das Ministerium ist 
besetzt 
 

Vorbeimarsch von SA-Truppen vor der "ehemaligen Residenz" Wilhelm 
Leuschners, im Hintergrund: "Braunes Haus" (Innenministerium)  
(Wahlpropaganda, retuschierte Montage mit Hakenkreuzemblem und 
Hakenkreuzfahnen auf dem Kollegiengebäude, 1931) 
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Die Nationalsozialisten sind an der Macht. Das Reich ist eine Diktatur, Führerkult und Rassenwahn 
beherrschen die Strukturen. 
Die Verfolgung und Ermordung Andersdenkender, der Tod von etwa sechs Millionen Juden, die 
systematische Tötung von Behinderten – die Liste der begangenen Verbrechen ist lang. 
Europa wird Kriegsschauplatz des Zweiten Weltkrieges, der mehr als 50 Millionen Tote fordert und in 
dem unzählige Kriegsverbrechen verübt werden. 
"Das deutsche Volk ist es nicht wert, zu überleben", sagt Hitler vor dem Ende. 
Der menschenverachtende Despot richtet sich selbst – das "Tausendjährige Reich" existiert nicht mehr.  
Jetzt steht ein Neuanfang an – auf allen Ebenen. 
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Wichtige Etappen der "Machtergreifung"  
 

 1933 

 

 

30.  Januar  Hitler wird Reichskanzler 

4.  Februar "Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze des deutschen Volkes":  

Einschränkung der Versammlungs-, Rede- und Pressefreiheit 

27.  Februar  Reichstagsbrand  

28.  Februar  "Reichstagsbrandverordnung": Außerkraftsetzung von Grundrechten, 

Massenverhaftungen von Kommunisten und anderen NS-Gegnern folgen 

5.  März  Reichstagswahl: die NSDAP geht als Siegerin hervor. Im Volksstaat Hessen erreicht sie 

47% 

6.  März  Dr. Heinrich Müller (NSDAP) wird Reichskommissar für den Volksstaat Hessen 

  Dr. Werner Best (NSDAP) wird Sonderkommissar für das hessische Polizeiwesen 

13.  März  Dr. Ferdinand Werner (NSDAP) wird Staatspräsident Hessens 

  Dr. Heinrich Müller wird neuer Innen-, Finanz- und Justizminister 

im  März  Errichtung des ersten hessischen Konzentrationslagers in Osthofen  
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Verbot von Reichsbanner und Eiserner Front 

20.  März  Die Verordnung zur "Sicherung der Verwaltung der Gemeinden" ebnet die 

Machtübernahme in den Stadt- und Gemeindeverwaltungen 

23.  März  Verabschiedung des "Ermächtigungsgesetzes": die Hitlerregierung vereinigt Exekutive 

und Legislative auf sich 

31.  März  "Vorläufiges Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich":  

die Länder-, Provinzial- und Kommunalparlamente werden zugunsten der NSDAP 

umgebildet 

1.  April  Boykott jüdischer Geschäfte, Ärzte und Rechtsanwälte 

7.  April  "Zweites Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem Reich": Einsatz von 

Reichsstatthaltern 

7.  April  Gesetz "Zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums":  

Entlassung "nichtarischer" oder politisch missliebiger Beamter 

2.  Mai  Zerschlagung der Gewerkschaften 

10.  Mai  Bücherverbrennungen in zahlreichen Städten 

5.  Mai  Jakob Sprenger (NSDAP) wird Reichsstatthalter in Hessen 



21 
 

22.  Juni  Verbot der SPD durch das Reichsinnenministerium  

Die anderen Parteien lösen sich in Folge selbst auf 

14.  Juli  Gesetz gegen die Neubildung von Parteien 

12.  November  Reichstagswahl. Die NSDAP erhält in einer Scheinwahl über 90% 

  

1934 

 

30.  Januar  "Gesetz über den Neuaufbau des Reiches": Übergang der Hoheitsrechte der Länder 

auf das Reich 
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Von Deutschland geht der Krieg aus – nach 
Deutschland kehrt er zurück.  
Der "totale Krieg", den Hitler in der Welt sät, 
wird auch im deutschen Luftraum ausgetragen. 
 
Im Spätfrühling 1940 wird Darmstadt erstmalig 
durch die Alliierten bombardiert. Weitere 
Angriffe folgen. 
Eine Stadt, einst für ihre Schönheit berühmt, 
liegt in Schutt und Asche.  
 
In der verheerenden "Brandnacht" vom 11. auf 
den 12. September 1944, in der nahezu die 
ganze Innenstadt dem Luftkrieg zum Opfer fällt, 
treffen die Bomben auch das 
Kollegiengebäude. 
 
Das Ausmaß der Zerstörung ist gewaltig.  Fast nur die Außenmauern bleiben stehen.  
Das einst so prächtige Gebäude: tonnenweise Schutt. 
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Im Jahr 1949 beginnt der Aufbruch in eine neue Ära: im großen Stil wird der Wiederaufbau 
vorangetrieben. 
1951 ist das Gebäude soweit wiederhergestellt, dass etliche Mitarbeiter des Regierungspräsidiums im 
Kollegiengebäude ihre Arbeit aufnehmen können. 
 
 
 
 
 

Blick auf das wiederaufgebaute 
Haus von Norden, 1951 
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Zwei Jahre später: die feierliche Wiedereröffnung des Kollegiengebäudes. 
Über 300 Ehrengäste sind zum Staatsakt geladen, darunter auch die Angehörigen der NS-Opfer 
Wilhelm Leuschner, Ludwig Schwamb und Carlo Mierendorff. An ihre Verfolgung erinnert eine 
Gedenktafel. 
Der Kreis der Gäste ist illuster. Zugegen sind Ministerpräsident Georg August Zinn, Innenminister 
Heinrich Zinnkann und Finanzminister Dr. Heinrich Troeger. 
 
 

"In alter Schönheit ist es wieder errichtet 
worden" – so der Text auf der Einladungskarte 
zur Einweihungsfeier am 23. Februar 1953. 
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Straßenansicht  des Westflügels, Staatsbauamt, 
1953 (P 11, Nr. 2055) 
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